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Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
 x § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung)  § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 80     Seiten: 2 
 
Erläuterung zur Beschlussfassung:  
 
1.  
Der Bebauungsplan 02-2013 btf beinhaltet u.a. für diejenigen Flächen, innerhalb derer 
der Betrieb des Einwenders gelegen ist, die Festsetzung von sogenannten 
„Emissionskontingenten“ gemäß DIN 45691. Durch die Festsetzung dieser 
Emissionskontingente wird städtebaurechtlich abgesichert, dass an den maßgeblichen 
Immissionsorten – im vorliegenden Fall z.B. dem Wohngebäude Elektronstraße 6 – ein 
bestimmter Immissionsanteil für den Betrieb des Einwenders „vorgehalten“ wird, der nicht 
durch Emissionen aus anderen Quellen in Anspruch genommen werden darf. 
 
a) Die Festsetzung solcher Emissionskontingente ist städtebaurechtlich insbesondere in 
Fällen geboten, in denen durch Emissionskontigente (bzw. durch vergleichbare 
Festsetzungen) in bereits vorhandenen Bebauungsplänen „Emissionsrechte“ für 
Ansiedlungsflächen vorgehalten werden, die im Bestand noch nicht baulich genutzt 
werden.  
Dies ist vorliegend durch die bestehenden Bebauungspläne 01/00, 03/00 und 04/00 der 
damaligen Stadt Bitterfeld der Fall, in denen für zum Zeitpunkt der Planung unbebauten 
Ansiedlungsflächen durch die Festsetzung sogenannter „immissionswirksamer 
flächenwirksamer Schallleistungspegel“ bestimmte Emissionsmöglichkeiten „reserviert“ 
sind. 
 
b) Im Fall einer industriellen Nutzung dieser Flächen können an den maßgeblichen 
Immissionsorten Schallbelastungen auftreten, die deutlich über dem dort heute 
vorhandenen Niveau und sogar über den für die betreffenden Immissionsorte 
maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm liegen. 
Alleine die insoweit planerisch zu berücksichtigende Vorbelastung aus 
„Emissionsrechten“ aufgrund von vorhandenen Bebauungsplänen beläuft sich für den 
Immissionsort Elektronstraße 6 auf Werte von 49,5 dB(A) tags und 41 dB(A) nachts. 
Damit wird der für den Immissionsort anzuwendende Immissionsrichtwert gem. TA 
Lärm (IRW) zur Nachtzeit bereits durch die bestehenden Bebauungspläne um 1 dB 
überschritten. 
Weitere Überschreitungen des an der Elektronstraße 6 zur Nachtzeit anzuwendenden 
IRW ergeben sich aufgrund der vorhandenen Nutzungen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplan 02-2013 btf, zu denen auch der Betrieb des Einwenders zählt. Unter 
Berücksichtigung dieser vorhandenen Nutzungen wird an dem Immissionsort 
Elektronstraße 6 „rechnerisch“ bereits vor dessen Aufstellung ein Immissionsanteil von 
43,5 dB(A) erreicht und damit der dort geltende IRW für die Nachtzeit um 3,5 dB 
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überschritten. 
 
c) Zwar werden nach den Erkenntnissen des für die Stadt Bitterfeld-Wolfen tätigen 
Schallgutachters IBAS mbH 
die durch die in der Vergangenheit festgesetzten Emissionsrechte für im Bestand 
unbebaute Flächen heute tatsächlich nicht ausgeschöpft, so dass aktuell noch mit 
deutlich niedrigeren „messbaren“ Überschreitungen des IRW für die Nachtzeit am 
Immissionsort Elektronstraße 6 zu rechnen ist. 
Allerdings muss bei der schalltechnischen Planung für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplan 02-2013 btf berücksichtigt werden, dass die planungsrechtlich an Dritte 
„vergebenen“ Emissionsrechte zu einem zukünftigen Zeitpunkt zu den beschriebenen 
Überschreitungen u.a. des für den Immissionsort Elektronstraße 6 geltenden IRW führen 
können. 
Die in einem solchen Fall zu erwartenden erhöhten Geräuschimmissionen könnten es 
u.U. erforderlich machen, Maßnahmen zu deren Minderung vorzusehen. Diese könnten 
insbesondere auch den Betrieb des Einwenders nachteilig betreffen, da dieser die dem 
Immissionsort Elektronstraße 6 nächstgelegene Geräuschquelle ist. Es müsste 
insbesondere damit gerechnet werden, dass Änderungen und vor allem Ausweitungen 
des vorhandenen Betriebs des Einwenders in einem solchen Fall wesentlich erschwert 
würden. 
 
d) Den unter c) geschilderten nachteiligen Auswirkungen kann weitgehend durch die mit 
dem Bebauungsplan 02-2013 btf erfolgende Sicherung von Emissionskontingenten 
zugunsten des Betriebs des Einwenders vorgebeugt werden.  
Durch die Festsetzung solcher Emissionskontingente drückt die Stadt ihren planerischen 
Willen aus, dass von einer bestimmten Fläche dauerhaft ein gewisser Immissionsanteil 
ausgehen darf. Städtebaurechtliche Festsetzungen dieser Art werden in der Regel auch 
von den für die Durchsetzung von Lärmschutz zuständigen Behörden (Untere 
Bauaufsichtsbehörde, Untere Immissionsschutzbehörde) angewendet. 
Die Einbeziehung der Betriebsflächen des Einwenders in die für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplans geltende Emissionskontingentierung ist damit im 
Grundsatz für diesen günstig und tragen zur Sicherung von Entwicklungsmöglichkeiten 
für diesen bei, so dass an ihr durch die Stadt Bitterfeld-Wolfen festgehalten wird. 
 
2.  
Die zur Festsetzung vorgesehenen Emissionskontingente entsprechen auch in ihrer Höhe 
dem, was für den Betrieb des Einwenders angemessen und erforderlich ist. Durch den für 
die Stadt Bitterfeld-Wolfen tätigen Schallgutachter IBAS mbH wurden die für die 
betreffenden Flächen vorgesehenen Kontingente rechnerisch dahingehend optimiert, 
dass auf diese möglichst großer Immissionsanteil entfällt. 
 
a) Zwar liegen die festgesetzten Emissionskontingente unterhalb dem, was in einem 
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Gewerbegebiet, das aus ausreichend weit entfernt von Immissionsorten gelegen ist, 
städtebaurechtlich zugrunde gelegt werden könnte. Allerdings ist im vorliegenden Fall zu 
berücksichtigen, dass der Betrieb des Einwenders teilweise deutlich weniger als 100 m 
von Wohngebäude Elektronstraße 6 entfernt liegt, dessen Schutzanspruch grundsätzlich 
dem eines allgemeinen Wohngebiets entspricht. 
 
b) Entsprechend beinhaltet der Bebauungsplan ein Kontingent von 43 dB(A) für den 
südlichen Teil des Betriebsgeländes, der weniger als 100 m Abstand zu dem 
Wohngebäude Elektronstraße 6 aufweist, und ein Kontingent von 47 dB(A) für dessen 
weiter nördlich gelegene Teilflächen, die den überwiegenden Anteil des in Rede 
stehenden Betriebsgeländes ausmachen. 
Zum Vergleich: Für die im Bestand unbebauten Industriegebietsflächen innerhalb des 
Bebauungsplangebiets, die einen Abstand von weniger als 200 m zu dem 
nächstgelegenen Wohngebäude aufweisen, sind für die Nachtzeit Emissionskontingente 
von 40 dB(A) bis maximal 45 dB(A) festgesetzt, so dass diese deutlich stärker beschränkt 
werden als das Gelände des Betriebs des Einwenders. 
 
c) Für die Tagzeit beinhaltet die vorgesehene Emissionskontingentierung Werte von 57 
dB(A) für den nördlichen Teil des Betriebsgeländes und sogar 58 dB(A) für dessen 
südlichen Teil (Abstand weniger als 100 m), innerhalb dessen die zur Tagzeit 
typischerweise intensiver genutzten Außenflächen des Betriebs angeordnet sind. Für die 
unbebauten Flächen innerhalb des Plangebiets in gleicher Entfernung zu Wohngebäuden 
sind demgegenüber ebenfalls deutlich geringere Kontingente von nur 55 dB(A) geplant. 
 
3.  
Vor dem Hintergrund des Ausgeführten werden die für das Betriebsgelände des 
Einwenders festgesetzten Kontingente nach den Einschätzungen des Schallgutachters 
IBAS, denen die Stadt Bitterfeld-Wolfen folgt, als für die dort ausgeübte Nutzung sicher 
ausreichend eingeschätzt. Darüber hinaus werden durch die Kontingentierung 
Spielräume für Änderungen sowie auch Erweiterungen des bestehenden Betriebs 
städtebaurechtlich gesichert, die ansonsten durch eine stärkere Belegung des 
Chemieparks „anderweitig verbraucht“ werden könnten. An der in dem 
Bebauungsplanentwurf enthaltenen Einbeziehung der betreffenden Flächen in die das 
gesamte festgesetzte Industriegebiet betreffende Emissionskontingentierung wird daher 
festgehalten. 
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Beschlussfassung:  
 
Die Stellungnahme wird von der Stadt Bitterfeld-Wolfen zur Kenntnis genommen. 
Auswirkungen auf die Inhalte des Bebauungsplans 02-2013 btf ergeben sich nicht.  
 
 

Stimmverhältnis:  ja  nein  Enthaltung  
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Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
  § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung) x § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 81     Seiten:  6 
 
Erläuterung zur Beschlussfassung 
 
(Beschlussfassung: siehe Abwägungsbogen 82) 
 
 
 
Zu I.  Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie erfordern keine Änderung der 

Planung. Die Aufstellung des Bebauungsplans dient u.a. der städtebaurechtlichen 
Absicherung möglicher Erweiterungen des betreffenden Betriebs und ist für diese 
erforderlich. Die im Zuge dessen erfolgende städtebaurechtliche Verankerung von 
Nutzungsbeschränkungen für die "westliche Erweiterungsfläche" sind dabei zur 
Sicherung einer noch ausreichenden städtebaurechtlichen Vorsorge gegen 
Umweltgefahren im Fall von Störfallereignissen notwendig. 
Nutzungsbeschränkungen, die über das hinaus gehen, was aufgrund der vor Ort 
tatsächlich gegebenen örtlichen Verhältnisse ohnehin für die Eigentümer der 
betreffenden Fläche im Rahmen von Genehmigungsverfahren für konkrete 
Investitionsvorhaben zu erwarten sein wird, ergeben sich infolge des 
Bebauungsplans nicht. 

 
a)  Nach den der Stadt Bitterfeld-Wolfen vorliegenden Erkenntnissen ist damit zu 

rechnen, dass unabhängig von der Aufstellung des Bebauungsplans 02-2013 btf 
die in der Stellungnahme dargestellten Erweiterungsabsichten tatsächlich derzeit 
nicht auf der dafür bislang vorgesehenen Erweiterungsfläche westlich des 
bestehenden Betriebsgeländes realisiert werden können.  

 
 Als ursächlich hierfür ist die räumliche Nähe der betreffenden Erweiterungsfläche 

zu unmittelbar westlich der Bahnanlagen an der Griesheimstraße vorhandenen 
Wohngebäuden "Am Kraftwerk" anzusehen.  

 
 Denn der geringe Abstand zwischen bestehenden Wohngebäuden sowie den für 

die geplante Betriebserweiterung vorgesehenen Flächen stellt im Hinblick auf die 
im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren durch den Antragsteller 
nachzuweisende Einhaltung von "Sicherheitsabständen" bereits im Bestand ein 
wesentliches Erschwernis für die Zulässigkeit von Anlagen dar, in denen 
gefährliche Stoffe in großen Mengen gehandhabt werden.  

 
 Nach den Ergebnissen der von der Stadt in Auftrag gegebenen Untersuchungen ist 

davon auszugehen, dass die insoweit bestehenden Abstandserfordernisse für 



Abwägungsbogen zur Aufstellung des Bebauungsplans 02-2013 btf der Stadt Bitterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

  Seite 6 

 
 
 

Anlagen wie z.B. eine Chlorverladung im Bereich der "westlichen 
Erweiterungsfläche" derzeit nicht eingehalten werden können und die Nutzung 
dieser Fläche für derartige sowie im Hinblick auf das von ihnen ausgehende 
Gefahrenpotenzial vergleichbare Anlagen faktisch wesentlich eingeschränkt ist. 
Ursächlich auf die Bebauungsplanung der Stadt Bitterfeld-Wolfen zurückzuführen 
sind diese Einschränkungen in keinem Fall. 

 
b)  Es muss auch davon ausgegangen werden, dass der insoweit bestehende 

Nutzungskonflikt nicht einseitig zu Lasten der Anwohner "Am Kraftwerk" 
entschieden werden kann sowie insbesondere keine rechtlichen Möglichkeiten für 
die Stadt Bitterfeld-Wolfen bestehen, die betreffenden Wohngebäude, von denen 
die beschriebenen Abstandserfordernisse ausgehen, gegen den Willen ihrer 
Eigentümer zu erwerben bzw. zu beseitigen oder in anderer Weise die dort 
ausgeübte Wohnnutzung zu unterbinden. 

 
 Vor diesem Hintergrund hat die Stadt eine Gesamtkonzeption für die 

städtebaurechtliche Bewältigung der im Bestand vorhandenen "Gemengelage" 
entwickelt, die darauf beruht, ein "Heranrücken" von Industrieanlagen, von denen 
im Störfall erhöhte Gefahren ausgehen können, an die bestehende 
Wohnbebauung zu beschränken und im umgekehrt eine weitere Verdichtung der 
Wohnbebauung "Am Kraftwerk" auszuschließen.  

 
 Als "Ersatz" für die insoweit in ihrer Nutzbarkeit für industrielle Anlagen bereits im 

Bestand eingeschränkte "westliche Erweiterungsfläche" sollen potenzielle 
Erweiterungsflächen östlich der heute bestehenden Anlagen der Mandantin des 
Einwenders städtebaurechtlich als solche gesichert werden, so dass eine 
Realisierung der in der Stellungnahme geschilderten Erweiterungsabsichten in 
diesem Bereich möglich sein wird.  

 
 Die Umsetzung dieser städtebaulichen Gesamtkonzeption ist der Gegenstand der 

Verfahren zur Aufstellung der Bebauungspläne 01-2013 btf und 02-2013 btf. 
Im Zusammenhang mit dem Erlass des Bebauungsplans als Satzung werden dem 
stellungnehmenden Unternehmen so wie der Chemiepark Bitterfeld-Wolfen GmbH 
durch die Plangeberin zusätzliche Erleichterungen gewährt, um dem 
stellungnehmenden Unternehmen bevorzugt den Erwerb und die Herrichtung der 
für sie besonders geeigneten Erwerbsflächen östlich ihres jetzigen 
Betriebsgeländes zu ermöglichen. 
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Zu II.  Das Betriebsgelände der Mandantin des Einwenders, einschließlich der für dieses 

vorgesehenen "westlichen Erweiterungsfläche", liegt im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans 03/00 für einen Teilbereich von Areal E des Chemieparks 
Bitterfeld-Wolfen. Aus der Tatsache, dass dieser keine besonderen 
Beschränkungen der Zulässigkeit von störfallrelevanten Anlagen enthält, folgt 
nicht, dass nicht dennoch entsprechende Beschränkungen in den für solche 
Anlagen zu führenden Genehmigungsverfahren aufgrund von 
immissionsschutzrechtlichen Erfordernissen zu erwarten wären. Auf die 
diesbezüglichen Ausführungen zu I. wird verwiesen. 
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 Der Stellungnahme wurde inhaltlich im Rahmen der Fortschreibung des 

Bebauungsplanentwurfs zur Vorbereitung des Satzungsbeschlusses gefolgt. 
Wesentlich für eine Realisierbarkeit der von der Stadt entwickelten städtebaulichen 
Gesamtkonzeption für die Geltungsbereiche der Bebauungspläne 02-2013 btf und 
01-2013 btf ist die öffentlich rechtliche Sicherung von geeigneten Flächen für die 
geplanten Erweiterungen des Betriebs der Mandantin des Einwenders. Diese 
erfolgt mit dem jetzt vorliegenden Plan. Was die zivilrechtliche Gewährleistung der 
Möglichkeit des Grunderwerbs der betreffenden Flächen durch die Mandantin des 
Einwenders angeht, so liegt die Erklärung der Chemiepark Bitterfeld-Wolfen GmbH 
als derzeitiger Eigentümer der betreffenden Fläche vor, zur Aufbereitung des 
Geländes und zur Veräußerung der Flächen an die Mandantin des Einwenders in 
der Lage und bereit zu sein. Die Verhandlungen zwischen den Unterzeichnern 
befinden sich, dem Vernehmen nach, in einem fortgeschrittenen Stadium. 
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 Vor diesem Hintergrund wird außerdem auch auf das vorstehend zu I a) Erläuterte 

verwiesen.  
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Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
  § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung) x § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 82     Seiten:3 
 
Erläuterung zur Beschlussfassung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu I.  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Investitionsabsichten der 

Mandantin des Einwenders werden ausdrücklich begrüßt. Die geplanten 
Festsetzungen des Bebauungsplans 02-2013 btf stehen der Realisierung der 
geplanten Investitionen innerhalb des bestehenden Betriebsgeländes nicht 
entgegen. Sie werden dadurch vielmehr zumindest erleichtert sowie sehr 
wahrscheinlich in rechtlich sicherer Art und Weise sogar erst ermöglicht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägungsbogen zur Aufstellung des Bebauungsplans 02-2013 btf der Stadt Bitterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

  Seite 12 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu II. Der Stellungnahme wurde inhaltlich im Rahmen der Fortschreibung des 

Bebauungsplanentwurfs zur Vorbereitung des Satzungsbeschlusses gefolgt. 
Wesentlich für eine Realisierbarkeit der von der Stadt entwickelten städtebaulichen 
Gesamtkonzeption für die Geltungsbereiche der Bebauungspläne 02-2013 btf und 
01-2013 btf ist die öffentlich rechtliche Sicherung von geeigneten Flächen für die 
geplanten Erweiterungen des Betriebs der Mandantin des Einwenders. Diese 
erfolgt mit dem jetzt vorliegenden Plan. Was die zivilrechtliche Gewährleistung der 
Möglichkeit des Grunderwerbs der betreffenden Flächen durch die Mandantin des 
Einwenders angeht, so liegt die Erklärung der Chemiepark Bitterfeld-Wolfen GmbH 
als derzeitiger Eigentümer der betreffenden Fläche vor, zur Aufbereitung des 
Geländes und zur Veräußerung der Flächen an die Mandantin des Einwenders in 
der Lage und bereit zu sein. Die Verhandlungen zwischen den Unterzeichnern 
befinden sich, dem Vernehmen nach, in einem fortgeschrittenen Stadium. 
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Beschlussfassung:  
 
Die Stellungnahme wird von der Stadt Bitterfeld-Wolfen zur Kenntnis genommen. Die 
darin aufgezeigten Gesichtspunkte sind im Rahmen der Erstellung der Fassung des 
Bebauungsplans 02-2013 zum Satzungsbeschluss berücksichtigt worden.  
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich.  
 
 

Stimmverhältnis:  ja  nein  Enthaltung  

 



Abwägungsbogen zur Aufstellung des Bebauungsplans 02-2013 btf der Stadt Bitterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

  Seite 14 

Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
  § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung) x § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 82a     Seiten:2 
 
Erläuterung zur Beschlussfassung 
 
Es wird auf die vorstehenden Ausführungen zu den Stellungnahmen des Einwenders 
verwiesen. 
Außerdem gilt: 
Dass die Abwägung wie hier erfolgt auch auf räumliche Bereiche erstreckt wird, die nicht 
in den Geltungsbereich des Bebauungsplans einbezogen sind, führt nicht dazu, den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf solche Areale erweitern zu müssen: 
 
ln der Rechtsprechung ist zu der dahingehenden Thematik schon seit längerem allgemein 
die Ansicht gefestigt, dass der Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
keinesfalls sämtliche Flächen abdecken muss, auf denen im Zusammenhang mit 
ihm Probleme auftreten, die der Lösung bedürfen. Es kommt in Betracht, auch nur 
einen Teilbereich einzubeziehen, wenn - wie hier - in der Planung die Bewältigung 
aller auftretenden Probleme materiell-rechtlich ordnungsgemäß erfolgen kann und 
dieses sichergestellt ist. 
So hat bereits der Baden-Württembergische Verwaltungsgerichtshof in seinem 
Normenkontrollbeschluss vom 27.Februar 1991 - 3 S 557/90-, UPR 1991, S.356, 
in einem Fall, in dem die Aufstellung von mehreren Teilbebauungsplänen an Stelle 
eines einzigen Planes für ein Gesamtgebiet in Rede stand, zu Recht festgestellt: 
 

"Erforderlich ist nur, daß die Antragsgegnerin bezüglich ieden Teilbereichs 
erkennt, daß nur alle Bebauungspläne zusammen den Konflikt bewältigen können, 
der sich daraus ergibt, daß das Betriebsgelände der Antragsgegnerin in der 
lnnenstadt in erheblichem Umfang von Wohnbebauung umgeben ist. Wird dieser 
Sachverhalt berücksichtigt, steht der Zulässigkeit von Teilbebauungsplänen nicht 
entgegen, daß der das Werksgelände der Antragstellerin umfassende 
Bebauungsplanentwurf "lnnenstadt V" bisher noch nicht einmal ausgelegt worden 
ist. Entscheidend für die Problembewältigung ist, daß der Betrieb der Antragstellerin 
in seinem derzeitigen Bestand und etwaigen planungsrechtlichen möglichen 
Veränderungen bei der Aufstellung des Bebauungsplans für einen Teilbereich in die 
Abwägung eingestellt und in seiner Bedeutung und hinsichtlich seiner lmmissionen 
zutreffend gewichtet worden ist." 

 
Wegweisend ist insoweit auch das Urteil des OVG Berlin vom 15. Mai 1998 - 2 S 
1 .98 -, NVwZ-RR 1998, S. 720 (nur Leitsätze), dessen erster Leitsatz lautet: 
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"Wird innerhalb eines festgelegten Entwicklungsbereichs für ein Teilgebiet gemäß § 
766 Abs. 1 Satz 2 BaUGB wegen eines dafür gegebenen Planerfordernisses ein 
Bebauungsplan erlassen, so können durch seine Festsetzungen hervorgerufene 
Immissionskonflikte mit vorhandenen Nutzungen außerhalb seines Geltungsbereichs 
abwägungsfehlerfrei auch in der Weise gelöst werden, daß in der Planbegründung 
eine mögliche Problembewältigung in dem für das betreffende Gebiet zu 
erlassenden Bebauungsplan vorbehalten wird." 

 
Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen sieht und handhabt 
dies ähnlich, wenn es zum Beispiel in seinem zuvor bereits in anderem Zusammenhang 
mehrfach zitierten Urteil vom 16. Oktober 1997 davon ausgegangen ist, dass ein 
Vorhaben- und Erschließungsplan / (vorhabenbezogener) Bebauungsplan für das zu 
überbauende Gelände - ohne dieses ausdrücklich als Problempunkt zu behandeln - 
zulässigerweise allein auf dieses erstreckt werden kann. Dies wurde als zulässig 
angesehen, obwohl in dem entschiedenen Fall bewältigungsbedürftige Spannungen 
aufgrund von Lärmeinwirkungen bestanden, die ausgehend von QuelIen innerhalb des 
Bebauungsplangebietes auf die (nicht in das Plangebiet einbezogene) Umgebung massiv 
einwirkten. Gefordert und zugrundegelegt wurde vom OVG NRW nur, dass diese 
Spannungen erkannt und für sie in der (dort innerhalb der in der Bebauungsplan-
Begründung niedergelegten) städtebaurechtlichen Abwägung bauplanungsrechtlich 
zutreffende Lösungen gefunden wurden. Untersetzt wird dieses Resultat der Auswertung 
dieses Urteils, wenn man zur Kenntnis nimmt, dass das OVG NRW an einer Stelle 
ausgeführt hat (S. 20 f. AU): 
 

,,Eine Verpflichtung der Antragsgegnerin, gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 BauGB-MaßnG 
die Satzung um die betroffenen Nachbargrundstücke zu erweitern und hierfür die im 
Durchführungsvertrag vorgesehenen Maßnahmen des passiven Schallschutzes zum 
Gegenstand von Festsetzungen nach § I Abs. 1 Nr. 24 BauGB zu machen, bestand 
nicht. Die in dieser Bestimmung eröffnete Möglichkeit entsprechender Festsetzungen 
verdichtet sich gemäß § 7 Abs. 3 und 6 BauGB nur in Ausnahmefällen zu einer 
Verpflichtung. ..." 

 
Das OVG NRW hat den so ausgestalteten, ihm in einem Normenkontrollverfahren 
zur Prüfung unterbreiteten vorhabenbezogenen Bebauungsplan für rechtswirksam 
befunden. 
 
Es kommt somit in Betracht, (nur) den von ihr direkt planerisch betroffenen Bereich in die 
Planung einzubeziehen, wenn – wie hier – in der Planung im Übrigen die Bewältigung 
aller auftretenden Probleme materiell-rechtlich ordnungsgemäß erfolgen kann und dieses 
sichergestellt ist. 
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Beschlussfassung:  
 
Die Stellungnahme wird von der Stadt Bitterfeld-Wolfen zur Kenntnis genommen. Die 
darin aufgezeigten Gesichtspunkte sind im Rahmen der Erstellung der Fassung des 
Bebauungsplans 02-2013 zum Satzungsbeschluss berücksichtigt worden.  
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich.  
 
 

Stimmverhältnis:  ja  nein  Enthaltung  
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Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
  § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung) x § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 83     Seiten: 12 
 
Erläuterung zur Beschlussfassung: siehe Folgeseiten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägungsbogen zur Aufstellung des Bebauungsplans 02-2013 btf der Stadt Bitterfeld-Wolfen, OT Bitterfeld 

  Seite 18 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 1. Die in die Planzeichnung des Bebauungsplans 02-2013 aufgenommene 

nachrichtliche Darstellung der in dessen Geltungsbereich sowie seiner Umgebung 
bestehenden Richtfunktrassen wurde im Zuge der Erstellung der 
Bebauungsplanunterlagen für den Satzungsbeschluss nochmals überprüft und 
ergänzt. Bei den dargestellten Richtfunkstrecken handelt es sich um dingliche 
Rechte von Unternehmen an der Nutzung von Teilen des "Luftraums" oberhalb der 
Grundstücke Dritter. Diese Rechte wurden in der Vergangenheit von der 
Bundesnetzagentur bzw. deren Vorgängerinnen unbefristet verliehen. In den 
letzten Jahren ist die Bundesnetzagentur dazu übergegangen, derartige Rechte in 
der Regel auf 10 Jahre zu befristen.  

 
 Auswirkungen der ermittelten Richtfunkstrecken können sich im Hinblick auf die 

realisierbare Höhe von innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 02-
2103 btf gelegenen Anlagen ergeben. Dies betrifft z.B. die Flächen des nördlich 
der Mainthalstraße und westlich der Rudolf-Glauber-Straße gelegenen Betriebs, 
während u.a. die für diesen vorgesehenen "Erweiterungsflächen" östlich der 
Rudolf-Glauber-Straße von hieraus resultierenden Beschränkungen weitgehend 
frei sind. 

 
 Allerdings werden hierdurch keine bodenrechtlichen Spannungen hervorgerufen, 

die einer Realisierung des Bebauungsplans zwingend entgegenstünden. Denn 
zum einen wird am Beispiel des besagten Bestandsbetriebs deutlich, dass die dort 
vorhandenen Anlagen keine Beeinträchtigungen der dessen Grundstück 
querenden Richtfunkanlagen bedeuten. Zum anderen können nach den 
Erkenntnissen der Stadt Bitterfeld-Wolfen vorliegenden Kenntnissen selbst dann, 
wenn zu einem zukünftigen Zeitpunkt das Erfordernis bestehen sollte, eine Anlage 
zu errichten, die in eine der bestehenden Richtfunkstrecken "hineinragt", im 
Einzelfall auf der Grundlage der konkreten Vorhabenplanung regelmäßig 
technische Maßnahmen vorgesehen und relativ unproblematisch sowie 
kostengünstig realisiert werden, durch die Beeinträchtigungen des Betriebs von 
Richtfunkeinrichtungen ausgeschlossen werden (z.B. durch Sende-Relais). 

 
 Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Festsetzung von Gebäude- bzw. 

Anlagenhöhen als Höchstmaß nicht notwendig bedeutet, dass die betreffenden 
Höchstmaße in jedem Fall vollständig ausgeschöpft werden können, wenn andere 
Rechte entgegenstehen. 
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 Vor diesen Hintergründen ist ein städtebaurechtlich relevanter Planungsbedarf 

bezüglich der in den Bebauungsplan nachrichtlich aufgenommen 
Richtfunkstrecken nicht gegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. Die Stadt Bitterfeld-Wolfen verkennt nicht, dass es die in den Bebauungsplan 02-

2103 btf aufgenommenen Nutzungsbeschränkungen, insbesondere auch solchen 
für Anlagen, in denen mit Gefahrstoffen umgegangen wird, grundsätzlich die 
Vermarktung von Flächen erschweren können. Allerdings resultieren die insoweit 
vorgesehenen Nutzungsbeschränkungen unmittelbar aus der Nähe des 
Plangebiets zu Wohnnutzungen, die einen besonderen Schutzanspruch im 
Hinblick auf die Vermeidung von Gefahren im Zusammenhang mit möglichen 
Störfällen aufweisen. Solche oder ähnliche Nutzungsbeschränkungen wären damit 
auch ohne die Aufstellung des Bebauungsplans für die betreffenden Flächen zu 
erwarten. 

 
 Dabei stellt gerade die auf umfangreichen fachgutachterlichen Untersuchungen 

beruhende feine Ausdifferenzierung der in den Bebauungsplan aufgenommenen 
Nutzungsbeschränkungen die Voraussetzung dafür dar, industrielle Anlagen, in 
denen mit Gefahrstoffen umgegangen wird, überhaupt innerhalb von Abständen 
von weniger als 300 m zu dem nächstgelegenen Wohnhaus städtebaurechtlich 
zuzulassen. Denn in der Regel werden bei der Ansiedlung von Anlagen, in denen 
größere Mengen von Gefahrstoffen gehandhabt werden, deutlich größere 
Abstände zu bestehenden Wohngebäuden gefordert. 

 
 Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass in der Regel Ansiedlungsflächen von 

Unternehmen im Hinblick auf ihre Eignung für bestimmte Anlagen zur Realisierung 
eines konkreten Investitionsvorhabens erworben werden. Es kann also davon 
ausgegangen werden, dass potenzielle Investoren genaue Kenntnisse darüber 
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haben, welche Gefahrstoffe in welchen Mengen in der geplanten Anlage 
vorgehalten werden müssen. 

 
  Zu den konkret geforderten Vereinfachungen der Formulierungen wird das 

Folgende ausgeführt:  
 
 
 
Zu a)  Der Begriff "gefährliche Stoffe" folgt in dem Bebauungsplan grundsätzlich der in § 

2 Ziff. 1 i.V.m. Anlage 1 der 12. BImSchV gegebenen Definition. Soweit auf die in 
der Festsetzung 1.4.2 enthaltene Beschränkung der Zulässigkeit gefährlicher 
Stoffe i.S.d. § 3a ChemG Bezug genommen wird, ist dies erforderlich, da die 
Kennzeichnungen von gefährlichen Stoffen i.S.d. ChemG nicht völlig 
deckungsgleich mit der Nomenklatur des Anhangs I der 12. BImSchV ist. Soweit 
auf die Begriffsbestimmung gemäß § 3a ChemG Bezug genommen wird, ist dies 
im Festsetzungstext ausdrücklich vermerkt. 

 
Zu b)  Die beanstandete Formulierung bedeutet keine Einschränkungen der 

städtebaurechtlichen Zulässigkeit von industriellen Anlagen, die nicht der 
chemischen Industrie zuzuordnen sind. Sie weist vielmehr lediglich auf die 
bestehende Vorprägung des festgesetzten Industriegebiets durch die am Standort 
vorhandenen umfangreichen Anlagen der chemischen Industrie sowie die 
städtebauliche Zielsetzung der Erhaltung und Entwicklung der betreffenden 
Teilflächen des Chemieparks Bitterfeld-Wolfen als Produktionsstandort der 
chemischen Industrie hin. Die Formulierung soll insbesondere auch wegen der mit 
ihr verbundenen "Anzeigewirkung" gegenüber Dritten beibehalten werden. 

 
Zu c)  Auf das Attribut "verdunstend" wurde aus redaktionellen Gründen verzichtet, da 

nur "verdunstende Flüssigkeiten" einen entsprechenden Gefahrenindex aufweisen 
(können). Zur Klarstellung wird die Formulierung entsprechend der Stellungnahme 
geändert. Inhaltliche Änderungen der Planung ergeben sich dadurch nicht. 
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Zu d)  Die Ausdifferenzierung des Zonenkonzepts ist zur Umsetzung der 

städtebaulichen Zielsetzung der Ermöglichung einer industriellen Nutzung der im 
Nahbereich von Wohngebäuden "Am Kraftwerk" gelegenen Ansiedlungsflächen, 
die derzeit baulich nicht genutzt werden, erforderlich. Es beruht auf einer 
umfangreichen Begutachtung eines entsprechend qualifizierten 
Sachverständigen und ist inhaltlich mit dem Landesverwaltungsamt abgestimmt. 

 
 
 Nach den der Stadt vorliegenden Erkenntnissen ist das Kriterium Gefahrenindex 

durchaus angemessen handhabbar, da nur der Dampfdruck und der 
Stoffgrenzwert benötigt wird. Der Stoffgrenzwert (ERPG 2 bzw. AEGL 2) ist ein 
Zahlengrenzwert. Die ERPG- und AEGL-Werte sind bei den deutschen Behörden 
eingeführt und werden allgemein akzeptiert, da es keine "deutschen" oder auf 
europäischer Ebene geltenden Werte gibt. Sie werden auch von deutschen 
Firmen durchweg verwendet. Entsprechend empfiehlt die deutsche Kommission 
für Anlagensicherheit (KAS) die Anwendung dieser Werte. Seitens des 
zuständigen Landesverwaltungsamtes wurden im Verfahren der Aufstellung des 
Bebauungsplans 02-2013 btf keine Einwendungen gegen die Bezugnahme auf 
ERPG 2- / AEGL 2-Werte geäußert. 

 
 
Zu e) Die für das GI bestehenden Nutzungseinschränkungen beinhalten gemäß der 

textlichen Festsetzung Nr. 1.4.3.1 des Bebauungsplan 02-2013 btf lediglich das 
Verbot von Anlagen zur Lagerung giftiger bzw. sehr giftiger Gase oberhalb 
bestimmter Größenordnungen, soweit diese als "oberirdische Lagerstätten" 
eingerichtet werden.  
 
Durch den Verweis auf die textliche Festsetzung Nr. 1.4.2 d), in der der Begriff 
der "oberirdischen Lagerstätte" im Rahmen des Bebauungsplans – in 
Übereinstimmung mit "technischen" Sprachgebrauch – definiert ist, wird 
klargestellt, dass das Verbot lediglich auf solche Lagerstätten bezogen ist, die 
nicht durch Erdbauwerke fachgerecht abgesichert ist.  
 
Damit steht die Festsetzung Nr. 1.4.3.1 der Realisierung einer 
Chlorelektrolyseanlage innerhalb des Teilgebiets GI des festgesetzten 
Industriegebiets nicht entgegen, soweit die zugehörigen Lagerstätten fachgerecht 
durch (seitliche) Erdbauwerke gesichert werden. Eine Überdeckung der 
Lagerstätte mit Erdmaterial ist dafür in der Regel nicht erforderlich. 
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Bereits auf der Grundlage des Bebauungsplans 03/00 sind entsprechende 
Lagerstätten z.B. im Bereich der bestehenden Industrieanlage nördlich der 
Mainthalstraße und westlich der Rudolf-Glauber-Straße nach den insoweit 
gegebenen Standards ausgeführt worden, ohne dass dies aufgrund der 
Festsetzungen dieses Bebauungsplans erforderlich war. Wesentliche 
Einschränkungen der industriellen Nutzbarkeit der Fläche sind daher auch 
aufgrund der Festsetzung Nr. 1.4.3.1 des Bebauungsplans 02-2013 btf nicht zu 
erwarten. 

 
 
 
Zu f) Die in dem Bebauungsplan 02-2013 btf enthaltenen Beschränkungen für 

Flüssiggasanlagen in den den bestehenden Wohngebäuden "Am Kraftwerk" 
nächstgelegenen Teilen des festgesetzten Industriegebiets sind u.a. zur 
Vermeidung von "Kettenreaktionen" im Fall von möglichen Störfallereignissen in 
nahegelegenen Industrieanlagen erforderlich. Im Übrigen wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß den dafür geltenden relevanten Vorschriften 
Flüssiggase ab 3 t auch in Wohngebieten unterirdisch gelagert werden müssen. 
 

Zu g) Die in den textlichen Festsetzungen enthaltenen Mengenschwellen decken die 
Ausübung des besagten vorhandenen Betriebs vollständig ab. Ein 
"Zurücksetzen" des Betriebs auf einen bloßen Bestandsschutz erfolgt nicht. 

 
 
 
 
 
 
 
Zu h)  Die Beschränkungen des dem Bebauungsplans 02-2013 btf zugrundeliegenden 

"Zonenkonzepts" sind nicht auf "umweltgefährdende" Stoffe gemäß Nr. 9a oder 
9b des Anhangs 1 der 12. BImSchV zu beziehen. Zwar sind auch diese als 
"gefährliche Stoffe" im Sinne des Bebauungsplans anzusehen. Allerdings enthält 
der Bebauungsplan für kein Teilgebiet des festgesetzten Industriegebiets 
Beschränkungen der Zulässigkeit von (ausschließlich) umweltgefährdenden 
Stoffen.  
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Zu 3 Die Bezeichnung der Standortgesellschaft wurde in der zum Satzungsbeschluss 

vorgelegten Fassung der Bebauungsplanbegründung aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) Seitens des betreffenden Unternehmens wurden Erweiterungsabsichten in 

allgemeiner Form mitgeteilt. Dieses hatte zur Realisierung von späteren 
Betriebserweiterungen bereits in der Vergangenheit Flächen erworben, die 
derzeit baulich nicht genutzt werden. Insoweit, als nach den der Stadt Bitterfeld-
Wolfen vorliegenden Erkenntnissen diese Fläche aufgrund ihrer Nähe zu 
vorhandenen Wohngebäuden nur eingeschränkt für industrielle Zwecke geeignet 
ist, ist die Findung und Sicherung von Erweiterungsflächen, die nicht solchen 
Einschränkungen unterliegen, ein wesentliches Ziel, da mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans 02-2013 btf verfolgt wird. 

 
 
 
 
 Der Bebauungsplan 02-2013 btf hat u.a. auch die "Einziehung" eines Teils der 

Rudolf-Glauber-Straße zum Gegenstand, durch die erst die Eignung der 
betreffenden Fläche als Erweiterungsfläche für das besagte Unternehmen 
herbeigeführt wird. 
 
Die betreffenden Regelung in dem Bebauungsplan sind sämtlich so gestaltet, 
dass sie nicht nur den verschiedentlich erwähnten Unternehmen, sondern im 
Rechtssinne allen anderen sich dort niederlassenden Firmen dienlich sind. 
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Zu b) Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans 02/00 ist davon 

ausgegangen worden, dass für die betreffenden potenziellen 
Erweiterungsflächen keine wesentlichen Beschränkungen der Zulässigkeit von 
industriellen Anlagen bestehen würden. Die Darstellung in der Begründung wird 
entsprechend berichtigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu c), d) und e) 

 
Der Stellungnahme wurde inhaltlich im Rahmen der Fortschreibung des 
Bebauungsplanentwurfs zur Vorbereitung des Satzungsbeschlusses gefolgt. 
Wesentlich für eine Realisierbarkeit der von der Stadt entwickelten 
städtebaulichen Gesamtkonzeption für die Geltungsbereiche der 
Bebauungspläne 02-2013 btf und 01-2013 btf ist die öffentlich rechtliche 
Sicherung von geeigneten Flächen für die geplanten Erweiterungen des Betriebs 
der Mandantin des Einwenders. Diese erfolgt mit dem jetzt vorliegenden Plan. 
Was die zivilrechtliche Gewährleistung der Möglichkeit des Grunderwerbs der 
betreffenden Flächen durch die Mandantin des Einwenders angeht, so liegt die 
Erklärung der Chemiepark Bitterfeld-Wolfen GmbH als derzeitiger Eigentümer der 
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betreffenden Fläche vor, zur Aufbereitung des Geländes und zur Veräußerung 
der Flächen an die Mandantin des Einwenders in der Lage und bereit zu sein. 
Die Verhandlungen zwischen den Unterzeichnern befinden sich, dem Vernehmen 
nach, in einem fortgeschrittenen Stadium. 
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Zu f) Die betreffenden Passagen werden in der Begründung gestrichen. Eine 

Vorfestlegung über den künftigen rechtlichen Status der Straßen im Plangebiet 
ist damit nicht verbunden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu g) Beschränkungen für die betreffenden Flächen ergeben sich ausschließlich im 

Hinblick auf das Erfordernis, Lagerstätten für giftige bzw. sehr giftige Gase 
oberhalb bestimmter Größenordnungen fachgerecht durch Erdbauwerke zu 
sichern (vgl. die Ausführungen zu 1 e) dieser Stellungnahme). Es ist davon 
auszugehen, dass entsprechende Auflagen auch bei einem Vollzug der für diese 
Flächen noch bestehenden Bebauungspläne zu erfüllen wären. Eine 
Beeinträchtigung von Eigentumsrechten ergibt sich insoweit durch die Aufstellung 
des Bebauungsplans nicht. 
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Beschlussfassung:  
 
Die Stellungnahme wird von der Stadt Bitterfeld-Wolfen zur Kenntnis genommen. Soweit 
eine Änderung von Festsetzungen des Bebauungsplans gefordert wird, wird der 
Stellungnahme nicht gefolgt. Im Übrigen sind die in der Stellungnahme enthaltenen 
Hinweise bei der Erstellung der Bebauungsplanunterlagen zum Satzungsbeschluss 
berücksichtigt. 
 
 

Stimmverhältnis:  ja  nein  Enthaltung  
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Stellungnahme gemäß  § 3  Abs. 1  BauGB (Bürgerbeteiligung)  § 3  Abs. 2  BauGB (öffentliche Auslegung) 
 x § 4  Abs. 1  BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung)  § 4  Abs. 2  BauGB (Trägerbeteiligung) 

 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens: 83a     Seiten: 3 
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Beschlussfassung:  
 
Den Einwendungen wird in der Fassung des Bebauungsplans, der als 
Satzungsbeschluss vorgelegt wird, gefolgt. Die Einwenderin hat für diesen Fall Ihre 
Einwendungen diesbezüglich den Fall, dass als Satzung beschlossen wird, für erfüllt und 
deshalb insoweit dann für erledigt erklärt. 
 
 

Stimmverhältnis:  ja  nein  Enthaltung  

 




